
Staatssekretär im Wirtschaftsministerium und ehemals 
führendes Vorstandsmitglied des Konzerns; neben ihm 
Dr. Darge; hier in der ehemaligen Ostzone, der jetzigen 
Deutschen Demokratischen Republik, die Angeklagten, 
die kein Mittel scheuten, um den Wiederaufbau der 
Friedenswirtschaft zu stören, und die versuchten, ihre 
früheren Positionen mit allen Mitteln wiederzuerlangen.

Was die Angeklagten getan haben, ist: Rütteln an den 
Grundpfeilern des Aufbaues der früheren sowjetischen 
Besatzungszone, unserer heutigen Deutschen Demo­
kratischen Republik, und zugleich an den Grundpfeilern 
eines einheitlichen demokratischen Deutschlands über­
haupt. Es ist darüber hinaus auch eine Bedrohung des 
Friedens in Europa und der Welt: Die Angeklagten 
haben mitgewirkt an der Rettung und dem Wiederauf­
bau von Konzerninteressen, das heißt von Kräften, 
die den Frieden der Welt aufs neue gefährden, weil sie, 
die deutschen Monopolisten, die bedeutungsvollsten 
Helfer für alle die Kräfte sind, die zu einem neuen Krieg 
treiben.

KRG Nr. 50; § 1 Abs. 1 Ziff. 3 WStrVO; § 73 StGB.
1. Ist ein Dauerdelikt vor und nach Inkrafttreten der 

Wirtschaftsstrafverordnung begangen worden, so ist 
nur diese anzuwenden.

2. Zwischen Art. I des KRG Nr. 50 und § 1 Abs. 1 Ziff. 3 
WStrVO besteht Idealkonkurrenz.

3. Ermittlung des härtesten Gesetzes nach § 73 StGB.
OG, Urt. vom 29. Juni-1950 — 2 Zst. 29/50

Aus den G r ü n d e n :
Im vorliegenden Falle begann das Zurückhalten im 

Jahre 1946 und endete erst mit der Aufdeckung im 
November 1948. Damit ist die Tat aber nicht nur unter 
dem Geltungsbereich des KRG Nr. 50 und der WStrVO, 
sondern auch unter dem der Kriegswirtschaftsverord­
nung (KWVO) begangen worden. Die Strafkammer hätte 
daher, da es sich um ein Dauerdelikt handelt, auch die 
Verletzung des § 1 KWVO prüfen müssen, die zweifellos 
vorlag. Da aber die KWVO durch die WStrVO auf­
gehoben worden ist, die Tat andererseits unter beiden 
Gesetzen begangen wurde, ist nach herrschender Auf­
fassung in diesem Falle nur das Schlußgesetz anzu­
wenden (so auch OLG Erfurt vom 17. März 1950 — 3 Ss 
31/50), also die WStrVO.

Es bleibt daher nur das Verhältnis zwischen § 1 
WStrVO und dem KRG Nr. 50 Art. I zu prüfen. Das 
Landgericht hat hier das Vorliegen von Gesetzeskonkur­
renz angenommen. Es begründet diese Auffassung damit, 
daß jeder, der zwangsbewirtschaftete Güter im Sinne 
des KRG Nr. 50 entwendet, notwendig durch dieselbe 
Handlung den Tatbestand des § 1 Abs. 1 Ziff. 3 WStrVO 
erfülle. Deshalb müsse das vom bisherigen obersten 
Gesetzgeber erlassene KRG Nr. 50, das außerdem die 
härtere Strafe androhe, den Vorrang haben.

Diese Auffassung verkennt das Wesen der sogenann­
ten Gesetzeskonkurrenz. Dieser im Gesetz nicht ent­
haltene Begriff ist von der Rechtslehre und Recht­
sprechung aus dem Bedürfnis heraus entwickelt worden, 
ein Gesetz, obwohl sein Tatbestand erfüllt ist, für den 
Schuldspruch auszuschließen, weil es zu einem anderen 
Gesetz in einem solchen Verhältnis steht, daß dieses 
das erstere von vornherein verdrängt und damit aus­
schließt. Über die Methodik und die Gesichtspunkte, aus 
denen heraus die Vorherrschaft des einen Gesetzes über 
das andere begründet werden soll, herrschen erhebliche 
Meinungsverschiedenheiten. Im wesentlichen wird aber 
darauf abgestellt, daß der Vorrang des einen Gesetzes 
sich sinngemäß aus seiner Tragweite und seinem 
höheren Wert ergibt.

Auf dem Gebiete des Wirtschaftsstrafrechts und ins­
besondere für das Verhältnis von KRG Nr. 50 und 
WStrVO sind hierbei folgende Erwägungen anzustellen:

Jedes Wirtschaftsgesetz ist unter ganz bestimmten 
wirtschaftlichen Voraussetzungen erlassen worden und 
dient besonderen sich aus der jeweiligen Situation 
ergebenden Zwecken. So war das KRG Nr. 5Ö dazu be­
rufen, nicht nur eine bei dem damaligen Stande der 
Wirtschaftsgesetzgebung bestehende Lücke zu schlie­
ßen, sondern auch dazu, den in ihm angegebenen Per­
sonenkreis einer besonderen strafrechtlichen Verant­
wortung zu unterwerfen. Die WStrVO andererseits hat 
dann später alle Bestimmungen des Wirtschaftsstraf­
rechts, mit Ausnahme gewisser Sondergebiete, wie das

Preisstrafrecht, zusammenfassend geregelt, um damit 
nach dem jetzigen Stande der wirtschaftlichen Lage die 
Grundlage für die Bekämpfung der Wirtschaftsdelikte 
zu schaffen. Wenn neben der WStrVO das KRG Nr. 50 
bestehen geblieben ist, so erfüllt es auch weiterhin einen 
besonderen Zweck, nämlich den, einen bestimmten Per­
sonenkreis, unabhängig von dem durch die WStrVO ge­
gebenen Strafrahmen, unter Zugrundelegung eines 
Mindeststrafmaßes zur Verantwortung zu ziehen. Jedes 
der beiden Gesetze hat also seinem Sinn und Zweck ent­
sprechend eine besondere Bedeutung, so daß es durch 
das andere Gesetz, selbst wenn eine strafbare Handlung 
beide verletzt, nicht ausgeschlossen werden kann. Ein 
besonderer Vorrang des KRG Nr. 50 vor dem § 1 WStrVO 
besteht daher nicht. Dagegen spricht auch, daß die 
WStrVO das spätere und umfassendere Gesetz ist. Es 
würde ferner dem Sinn dieses Gesetzes widersprechen, 
wollte man annehmen, daß es trotz seiner umfassenden 
Regelung auf einem besonderen Gebiete der Verstöße 
gegen die Wirtschaftsplanung seine Geltung praktisch 
wieder aufheben wollte. Wäre es anders, so käme man zu 
dem eigenartigen Ergebnis, daß der Personenkreis des 
KRG Nr. 50, der gegenüber anderen Wirtschaftstätern 
wegen seiner höheren Verantwortung höher bestraft 
werden soll, günstiger gestellt wird als jene, da bei Aus­
schaltung der WStrVO z. B. nicht auf Geschäfts­
schließung, verlängertem Berufsausübungsverbot und 
auf andere Nebenstrafen oder Maßnahmen erkannt 
werden könnte. Aus all diesen Erwägungen kann Ge­
setzeskonkurrenz zwischen beiden Gesetzen nicht be­
stehen. Es liegt vielmehr Idealkonkurrenz im Sinne des 
§ 73 StGB vor. Diese Auffassung wird auch im Schrift­
tum und in der Rechtsprechung überwiegend vertreten.

Demnach war der Angeklagte sowohl aus dem KRG 
Nr. 50 als auch aus § 1 Abs. 1 Ziff. 3 WStrVO zu bestrafen 
und die Strafe gemäß § 73 StGB aus dem schwereren 
Gesetz zu entnehmen.

In der Rechtslehre und Rechtsprechung ist nun seit 
langem bestritten, nach welchen Gesichtspunkten das 
strengere Gesetz zu bestimmen ist. Während die ab­
strakte Theorie entsprechend dem Wortlaut des § 73 
StGB es allein auf die angedrohte strengste Strafe bzw. 
Strafart abstellt, gehen die Vertreter der konkreten 
Theorie — mit Abweichungen im einzelnen — im 
wesentlichen davon aus, welche Strafe im konkreten 
Einzelfall verwirkt ist, um daraus zur Bestimmung des 
strengeren Gesetzes zu kommen. Die letztere Auffassung 
hat in den beiden vergangenen Jahrzehnten immer mehr 
an Boden gewonnen. Insbesondere dann, wenn, wie im 
vorliegenden Falle, die verletzten Strafgesetze mehrere 
Strafrahmen vorsehen, sind auch die Vertreter der ab­
strakten Theorie, darunter die frühere höchstrichterliche 
Rechtsprechung, dazu übergegangen, dem Richter die 
Prüfung zu übertragen, welcher dieser Strafrahmen 
nach den Umständen des Einzelfalles anzuwenden ist. 
Das bedeutet, daß in derartigen Fällen das Gesetz, das 
die schwerste Strafe androht, nach den Umständen des 
Einzelfalles zu ermitteln ist.

Dieses Ergebnis entspricht auch allein dem Sinn 
solcher Gesetze, die mehrere Strafrahmen und Straf­
arten aufweisen. Der Gesetzgeber hat in diesen Fällen, 
die insbesondere auf dem Gebiete des Wirtschaftsstraf­
rechts nach dem Grade der Intensität und der Tragweite 
unterschiedlichsten Verstöße, die möglich sind, nicht von 
vornherein durch die Strafandrohung nur als Ver­
brechen oder nur als Vergehen klassifizieren wollen, 
sondern hat durch die Schaffung verschiedener Straf­
rahmen es dem Richter überlassen wollen, die Schwere 
einer jeden einzelnen Tat abzuwägen und erst durch 
seinen Schuldspruch ihre Einordnung vorzunehmen. 
Daher ist eine Abstellung darauf, welches Gesetz die 
höchste Strafe oder Strafart androht, in diesen Fällen für 
die Frage nach dem schwereren Gesetz nicht zulässig, 
da dann die vom Gesetzgeber selbst vorgesehenen mil­
deren Strafrahmen völlig unberücksichtigt bleiben 
würden. Vielmehr müssen sie alle als gleichberechtigt 
und auch selbständig angesehen werden, so daß bei An­
wendung der geringeren Strafrahmen nur sie mit­
einander verglichen werden dürfen.

Deshalb ist eine grundsätzliche Feststellung darüber, 
ob KRG Nr. 50 oder WStrVO das schwerere Gesetz ist, 
nicht möglich, sondern die Entscheidung muß unter 
Beachtung der vorstehenden Grundsätze nach Lage des 
Einzelfalles getroffen werden.
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